
BUNDESGERICHTSHOF
BESCHLUSS

III ZR 238/94

vom
29. Februar 1996

in dem Rechtsstreit

Heidi Rita 
des Herrn Frank

als Rechtsnachfolgerin 
Straße 24, Ml

Klägerin und Revisionklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

1. Prof. Dr. med. Max 
A #  E 52, Hi

2. Freie und Hansestadt H< 
vertreten durch das 
dieses vertreten durch den ärztlichen Direktor Prof.

5 2 ,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwältin
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Rinne und die Richter 
Dr. Engelhardt, Dr. Werp, Streck, und Schlick 
am 29. Februar 1996 
gemäß § 554 b ZPO

beschlossen:

Die Revision der Klägerin gegen das 
Urteil des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts Hamburg, 1. Zivilsenat, vom 
2. September 1994 - 1 U 15/94 - wird
nicht angenommen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Re­
visionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 153.000 DM.
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G r ü n d e

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung 
(§ 554 b ZPO). Die Revision hat auch im Ergebnis keine Aus­
sicht auf Erfolg.

Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, daß 
die Behandlung des Ehemannes der Klägerin durch den 
beklagten Arzt in einem Krankenhaus des beklagten Landes 
Ausübung eines öffentlichen Amtes war und daß deshalb weder 
der behandelnde Arzt (Beklagter zu 1) unmittelbar (Art. 34 
GG), noch der öffentliche Krankenhausträger (Beklagte zu 2) 
(§ 91 a Abs. 1 Satz 2 SVG) auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen werden kann. Der Senat hat zwar bisher nur ent­
schieden, daß die Heilbehandlung von Soldaten durch Trup­
penärzte oder in Krankenanstalten der Bundeswehr Ausübung 
eines öffentlichen Amtes ist (vgl. Senatsurteile BGHZ 108, 
230, 232; 120, 176, 178). Für die Behandlung eines Solda­
ten, die im Auftrag der Bundeswehr durch Ärzte eines zivi­
len Krankenhauses durchgeführt wird und deren rechtliche 
Einordnung der Senat bisher hat dahinstehen lassen (Senats­
urteil 108, 230, 236), kann jedoch nichts anderes gelten.

1. Unerheblich ist, daß die Behandlung des Ehemannes 
der Klägerin aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages 
zwischen der Bundeswehr und dem Allgemeinen Krankenhaus 
H. durchgeführt worden ist. Die öffentliche Hand kann 
zur Erfüllung ihrer hoheitlichen Aufgaben auch Dritte 
aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages heranziehen. Das 
Innenverhältnis zwischen der Körperschaft, deren Aufgaben
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wahrgenommen werden, und dem Verwaltungshelfer (im weite­
sten Sinne) ist für die Beurteilung der Tätigkeit des Ver­
waltungshelfers im Verhältnis zu einem betroffenen Bürger 
nicht von Bedeutung.

2. Für die Hinzuziehung eines Facharztes durch den Ver­
tragsarzt einer Justizvollzugsanstalt zur Untersuchung ei­
nes Untersuchungsgefangenen hat der Senat bereits entschie­
den, daß auch die Tätigkeit des hinzugezogenen Facharztes 
Bestandteil der staatlichen Gesundheitsfürsorge ist mit der 
Folge, daß ihm vorzuwerfendes ärztliches Fehlverhalten dem 
Land als Träger der Vollzugsanstalt anzulasten ist (Senats­
urteil vom 26. November 1981 - III ZR 59/80 - VersR 1982,
240, 241 f. = NJW 1982, 1329). Mit Recht nimmt das Beru­
fungsgericht an, daß nichts anderes gelten kann, wenn Ärzte 
des Gesundheitsdienstes der Bundeswehr zur Untersuchung 
oder Behandlung eines Bundeswehrangehörigen Ärzte eines Zi­
vilkrankenhauses hinzuziehen.

In einem solchen Fall untersteht der hinzugezogene Zi­
vilarzt allerdings Weisungen des Bundeswehrarztes allen­
falls hinsichtlich des Umfangs seiner Tätigkeit; eine wei­
tergehende, inhaltliche Weisungsgebundenheit, wie der Senat 
sie bei der Entscheidung über die Haftung für schadenstif­
tendes Handeln mit Straßenbauarbeiten beauftragter Privat­
firmen für wesentlich gehalten hat (vgl. Senatsurteile vom 
18. Mai 1967 - III ZR 94/65 - VersR 1967, 859 [Beschädigung 
von Versorgungsleitungen durch die von einer Stadt mit 
Kanalisationsarbeiten beauftragte Baufirma] -, vom 15. Juni 
1967 - III ZR 23/65 - BGHZ 48, 98 [Verschmutzung von Grund­
stücken und Maschinen durch eine von Bund und Land mit der
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Durchführung von Autobahnbauarbeiten beauftragte Baufir­
ma] - und vom 11. Januar 1973 - III ZR 186/91 - VersR 1973, 
417), ist durch die Natur der ärztlichen Tätigkeit in einem 
solchen Fall ausgeschlossen. Trotzdem bleibt die Behandlung 
des Bundeswehrangehörigen Bestandteil der kraft seines öf­
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zu gewährenden Ge­
sundheitsfürsorge .

3. Wird demnach die persönliche Haftung des Beklagten zu 
1 als des behandelnden Arztes durch die befreiende Schuld­
übernahme des Art. 34 GG ausgeschlossen (vgl. Senatsurteile 
BGHZ 99, 62, 63; 121, 161, 163), so steht andererseits 
einer Haftung seines Dienstherrn die Anspruchsbeschränkung 
des § 91 a SVG entgegen.

Gesundheitliche Nachteile, die durch Handlungen des 
Zivilarztes verursacht werden, sind Wehrdienstbeschädigun­
gen i.S. des § 81 Abs. 1 SVG. Denn nach der gesetzlichen 
Begriffsbestimmung in § 81 Abs. 1 SVG ist Wehrdienstbe­
schädigung eine gesundheitliche Schädigung, die durch 
eine Wehrdienstverrichtung, durch einen während der 
Ausübung des Wehrdienstes erlittenen Unfall oder durch die 
dem Wehrdienst eigentümlichen Verhältnisse herbeigeführt 
worden ist. Ein schädigendes Ereignis, das zu einer 
Wehrdienstbeschädigung führt, kann auch ein mißlungener 
ärztlicher Heileingriff oder ein sonstiger ärztlicher Be­
handlungsfehler bei der ärztlichen Betreuung im Rahmen des 
Wehrdienstverhältnisses sein (BSG SozR 3200 SVG § 81 Nr. 4 
[= § 80 Nr. 2], 15, 20, 27). Eine Zuordnung der Heilbehand­
lungsmaßnahme zum Bereich des Wehrdiensteigentümlichen wird 
nicht einmal dadurch ausgeschlossen, daß das zu behandelnde
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Leiden unabhängig vom Wehrdienst entstanden war (BSG SozR 
3200 SVG § 80 Nr. 2; § 81 Nr. 20). Maßgeblich ist vielmehr, 
ob eine "innere Beziehung" zwischen der Behandlungsmaßnahme 
und dem soldatischen Sozialbereich im vorstehend dargeleg­
ten Sinne bestanden hat (Senatsurteil BGHZ 120, 176, 179). 
Eine solche innere Beziehung ist - ausnahmsweise - verneint 
worden bei den nicht voraussehbaren Folgen einer Operation, 
die aus vitaler Indikation wegen eines vor Beginn des Wehr­
dienstes entstandenen ("eingebrachten") Leidens nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst in einem allgemeinen Kranken­
haus vorgenommen worden ist (BSG SozR 3200 SVG § 81 Nr. 27; 
Senatsurteil vom 25. April 1991 - III ZR 175/90 - BGHR SVG 
§ 81 Abs. 1 Truppenärztliche Versorgung 1).

Im übrigen ist die in Rede stehende Gesundheitsbeein­
trächtigung des Ehemannes der Klägerin durch Bescheid vom 
24. Januar 1990 als Wehrdienstbeschädigung anerkannt worden 
und sind entsprechende Ansprüche nach § 85 SVG festgestellt 
worden. Diese Entscheidung bindet - wie die Entscheidung 
der Verwaltungsbehörde über das Vorliegen eines Dienstun­
falls (dazu Senatsurteil BGHZ 121, 131) - auch die Gerich-
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te, die über Schadensersatzansprüche aus demselben Anlaß zu 
entscheiden haben.

Rinne
Streck

Engelhardt
Schlick

Werp
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